u 
Das Blatt erſcheint nach + % Be Ze za; | Bubegieheribucdh alle Poſt⸗ 
Bedarf im allgemeinen f 0 anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum 8 Expedition des Blaites 
Preiſe von jährlich M. 10. Berlin W8, Mauerſtr. 43/44, 
der 
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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Wirkliche Geheime Oberregierungsrat Der Gewerbeinſpektor Dr. Ulrichs in 
und vortragende Rat im Miniſterium für Handel Arnsberg iſt zum Regierungs- und Gewerbe⸗ 
und Gewerbe Frick iſt mit der Wahrnehmung rat ernannt und als Hilfsarbeiter in das 
von Dirigentengeſchäften der Abteilung für all⸗ Miniſterium für Handel und Gewerbe be- 
gemeine Verwaltungsangelegenheiten im vor⸗ rufen worden. 
genannten Miniſterium beauftragt worden. 


:::: V a 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


übernahme verabſchiedeter Offiziere in den Staatsdienſt. 
Beſchluß. 
Die Beſtimmungen über Altersgrenzen für verabſchiedete Offiziere des Heeres und 
der Marine beim Übertritt in andere ſtaatliche Berufe werden hiermit aufgehoben. 
Berlin, den 22. Juli 1919. 
Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Dr. Südekum. Heine. Reinhardt. 
am Zehnhoff. Oſer. Stegerwald. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 12. September 1919. 


In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne 
der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind — zu 
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vergl. Ziffer I 1b der Rundverfügung vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß 
vom 12. März 1919, HMBIL. S. 64) —, werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 noch 
aufgenommen: 
Regierungsbezirk Gumbinnen: 
die Stadt Tilſit, 
Regierungsbezirk Marienwerder: 
die Stadt Thorn, 


die Stadt Luckau, 


Regierungsbezirk Frankfurt a. O.: 


Regierungsbezirk Liegnitz: 
die Ortſchaften Hirſchberg, Cunnersdorf, Schmiedeberg i. R., Schreiberhau, Warmbrunn, 
Petersdorf, Krummhübel i. R., Heriſchdorf und Hermsdorf unterm Kynaſt, 
Regierungsbezirk Magdeburg: 
die Stadt Aſchersleben, 
Regierungsbezirk Merſeburg: 
die Städte Delitzſch und Torgau, 
Regierungsbezirk Erfurt: 
die Gemeinde Gispersleben (Kiliani und Viti), 
Regierungsbezirk Schleswig: 
die Stadt Schleswig, der Ort Brunsbüttelkoog, die Stadt Elmshorn, die Orte Glückſtedt, 
Lägerdorf, Pinneberg, Wedel, Halſtenbek, Rellingen, Uterſen, Riſſen, Bad Oldesloe, 
Reinfeld, Segeberg, Rendsburg, Büdelsdorf, Harrislee, Preetz und Wyk a. F., 
Regierungsbezirk Arnsberg: 
die Ortſchaften Altenhundem und Meggen und der Ort Halver, 
Regierungsbezirk Caſſel: 
die Stadt Marburg, 
Regierungsbezirk Coblenz: 
die Städte Linz, Kreuznach und der Badeort Münſter a. Stein, 


Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
die Städte Dülken und Wermelskirchen, 


Regierungsbezirk Cöln: 
die Gemeinden Loevenich, Weſſeling, Obermenden und Niedermenden, die Bürgermeiſterei 
Frechen und die Ortſchaften der Bürgermeiſtereien Hürth-Efferen. 
Ferner werden für die Gewährung der Kriegsteuerungszulagen rückwirkend vom 

1. Januar 1919 noch folgende Orte mit den Orten der Ortsklaſſe A des Wohnungsgeld— 
zuſchußtarifs gleichgeſtellt: 

Regierungsbezirk Schleswig: 
Kiel, Neumühlen-⸗Dietrichsdorf, Mönkeberg, Heikendorf, Kronshagen, Suchsdorf, Wellſee, 
Moorſee, Meimersdorf, Elmſchenhagen, Holtenau, Pries, Friedrichsort und Laboe, 

Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
Hamborn, Sterkrade und Mülheim a. d. Ruhr. 

Im Auftrage. 

2 B 1 12838. Frick. 


An die beteiligten Herren Oberpräfidenten und Regierungspräſidenten. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 18. September 1919. 


Die in Ergänzung des Erlaſſes vom 4. März 1919 (E. Nr. 1 3865) ergangenen, nach⸗ 
ſtehend abgedruckten Erlaſſe des Herrn Finanzminiſters und der Herren Miniſter des Innern 
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und für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung vom 22. Auguſt 1919 und 26. Auguſt 1919 
überſende ich im Anſchluß an meinen Erlaß vom 12. März 1919 (SMBl. S. 64ff.) mit 
dem Erſuchen, danach auch für den Bereich der mir unterſtellten Handels- und Gewerbe— 
verwaltung zu verfahren. 
Im Auftrage. 
AB! 1278. Römhild. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 
Anlage . 
Der Finanzminiſter. Berlin C, den 22. Auguſt 1919. 
Es ſind keine Bedenken dagegen zu erheben, daß die nach dem Runderlaſſe vom 
4. März 1919 (F. M. 13865, M. d. J. la. 601, M. f. W., K. u. V. K. 295) 5) zahlbaren 
laufenden Kriegsteuerungszulagen auch dann den auf Probe einberufenen, aus dem Militär⸗ 
dienſte noch nicht ausgeſchiedenen Militäranwärtern zugewendet werden (f. Ziffer 1 13 
Abſ. 2 des Erlaſſes), wenn ihnen auf Grund des kriegsmmiſteriellen Erlaſſes vom 12. Januar 
d. J. (ABl. S. 33/34) der Differenzbetrag zwiſchen dem Militäreinkommen und den 
ihnen aus der Staatskaſſe gezahlten niedrigſten Dienſtbezügen angeſtellter oder diätariſch 
beſchäftigter Beamten vom bisherigen Truppenteile gezahlt wird. Indeſſen iſt es nicht 
gerechtfertigt, ihnen neben dieſem militäriſchen Einkommens zuſchuß noch die vollen lauſenden 
Kriegsteuerungszulagen nach dem Erlaſſe vom 4. März d. J. zu geben. Es muß vielmehr 
auf dieſe in ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmung unter I, 23 a. a. O. der militäriſcher⸗ 
ſeits gezahlte Einkommenszuſchuß angerechnet werden. 
Zugleich im Namen der Herren Miniſter des Innern und für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung. 
Der Finanzminiſter. 
F. M. 1 14056. — M. d. J. Ia 2830. M. f. W., K. u. V. A 1726. 


An die Herren Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten uſw. 


MBl. S. 65. 
Aulage II. 


Der Finanzminiſter. Berlin C 2, den 26. Auguſt 1919. 
In Ergänzung der Beſtimmung in Abſchn.! Ziffer 12 Abs. 2 des Runderlaſſes vom 
4. März 1919 (F. M. 1 3865, M. d. J. Ia 601, M. f. W., K. u. V. A 295) wird beſtimmt, 
daß die Zulage für uneheliche Kinder, die von ihren Erzeugern nicht vollſtändig unterhalten, 
zu deren Unterhalt dieſe vielmehr nur in Höhe der gerichtlich feſtgeſesten Geldrente (Alimente 
beitragen, nur bis zur Höhe der Geldreme und, ſofern dieſe höher iſt als die in Abſchn.! 
Ziffer 1 obigen Erlaſſes vorgeſehenen Sätze der Kinderzulage, höchſtens bis zu dieſen Sätzen 
gewährt werden darf. 
Der Beamte ſelbſt erhält, ſolange er keinen eigenen Hausſtand hat, nur die für ledige 
Beamte vorgeſehenen Kriegsteuerungszulagen. 
Zugleich im Namen des Miniſters des Junern und des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung. 
Der Finanzminiſter. 
F. M. 1 7997 II. M. d. J. la 2446. M. f. W., K. u. V. A. 1924. 


An die nachgeordneten Behörden. 


— — 


Poſtſcheckordnung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 18. September 1919. 


Ich überſende Abdruck des Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 18. Auguſt d. J., 
betreffend Anderung der Poſtſcheckordnung, zur Beachtung. 

Im Auftrage. 
＋ 5 1 1206. 1 10617. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


am 
. 
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Anlage. 


Der Finanzminiſter. 5 Berlin C 2, den 18. Auguſt 1919. 

J. Durch Bekanntmachung des Herrn Reichspoſtminiſters vom 22. Juli 1919 (Amts⸗ 
blatt des Reichspoſtmin. S. 238) iſt die Poſtſcheckordnung vom 22. Mai 1914 wie folgt 
geändert worden: 

1. Int § 6 Abſ. I werden ſtatt der Worte: „Überweiſungen und Schecks“ die 
Worte „Überweiſungen (87 I), Erſatzüberweiſungen (87 IV), Schecken (89T) und 
Zahlungsanweiſungen ($ 9 IV)" geſetzt. 

2. Im 8 6 Abſ. II erhält Satz I folgende Faſſung: 

II. Der Kontoinhaber iſt verpflichtet, die Vordrucke zu Uberweiſungen, 
Erſatzüberweiſungen, Schecken und Zahlungsanweiſungen ſorgfältig und 
ſicher aufzubewahren. 

3. Im 86 Abſ. V werden ſtatt der Worte „Überweiſungen und Schecks“ die Worte 
„Überweiſungen, Erſatzüberweiſungen, Schecke und Zahlungsanweiſungen“ geſetzt. 

4. Im 8 6 Abſ. V Satz 3 werden zwiſchen „muß“ und „in“ die Worte „bei 
Überweiſungen, Schecken und Zahlungsanweiſungen“ eingefügt. 

5. Im 8 7 Abf. IV erhält Unterabſatz 2 folgende Faſſung: 

Der Kontoinhaber hat der Sammelüberweiſung ein Verzeichnis bei- 
zufügen, in dieſem die einzelnen Uberweiſungen aufzuführen und für jede 
Eintragung eine Erſatzüberweiſung zu fertigen. Die Vordrucke zu Erſatz⸗ 
überweiſungen werden ihm vom Poſtſcheckamt unentgeltlich geliefert. Der 
Abſchnitt dient zu Mitteilungen an den Gutſchriftempfänger. Die Schluß⸗ 
ſumme des vom Kontoinhaber zu unterſchreibenden Verzeichniſſes muß mit 

. dem in der Sammelüberweiſung angegebenen Betrag übereinftimmen. 

6. In 89 Abſ. IV wird als zweiter Unterabſatz eingefügt: 

Der Kontoinhaber hat dem Sammelſcheck ein Verzeichnis beizufügen, 
in dieſem die einzelnen Aufträge aufzuführen und für jede Eintragung 
eine Zahlungsanweiſung zu fertigen. Die Vordrucke zu Zahlungsan⸗ 
weiſungen werden ihm vom Poſtſcheckamt unentgeltlich geliefert. Der 
Abſchnitt dient zu Mitteilungen an den Empfänger. Die Schlußſumme 
des vom Kontoinhaber zu unterſchreibenden Verzeichniſſes muß mit dem 
im Sammelſcheck angegebenen Betrag übereinſtimmen. 

Die Anderungen treten am 1. September 1919 in Kraft. 

II. Zu 5. Künftig iſt alſo zu den Sammelüberweiſungen neben der Anlage zur 
Uberweiſung (Vordruck 77 J) für jede Eintragung eine Erſatzüberweiſung zu fertigen. 

Zu 6. Als Verzeichnis zum Sammelſcheck dient auch künftig der Vordruck 75 
(Anlage zum Sammelſcheck). 

Die Vordrucke zu Erſatzüberweiſungen und Zahlungsanweiſungen ſind ſofort bei dem 
zuſtändigen Poſtſcheckamt zu beſtellen. Dabei iſt Konto-Nr. und Kontobezeichnung, unter 
der das Konto beim Poſtſcheckamt geführt wird, anzugeben. 

Zu den Erſatzüberweiſungen find zwei Vordrucke vorgeſehen: für Uberweiſungen 
innerhalb des eigenen Poſtſcheckamts dienen Vordrucke in grüner Farbe, für Überweiſungen 
nach anderen Poſtſcheckämtern ſolche in gelber Farbe. 

116391. 11 20379. III 11454. 
An die nachgeordneten Behörden. 
—— —-— Z——̃̃̃— p' ̃ / ‚ BE p p 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Börſenordnung für die Börſe in Cöln. 
Nachtrag IN zur Börſenordnung für die Börſe in Cöln 
vom 16. Februar 1909/31. März 1909. 
Hinter § 23 wird folgender 8 23a eingefügt: 
§ 23a. 


An jedem Wochentage mit Ausnahme des Samstags findet während der Zeit von 


3 bis 5 Uhr eine Warenbörfe ſtatt. Zu dieſer haben alle Kaufleute im Sinne des Handels⸗ 


| 
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geſetzbuchs ohne Rückſicht auf ihren Wohnſitz Zutritt. Die Jahresgebühr, die ſich auf das 
Kalenderjahr bezieht, beträgt für die Firma 40 „. An Stelle der Jahresgebühr kaun für 
den Beſuch einer einzelnen Börſenverſammlung eine Tageskarte zum Preiſe von 2 M gelöſt 
werden. Der Jahresbeitrag iſt im voraus zu entrichten. Die Anmeldung hat bei der 
Handelskammer zu erfolgen. 

Die zu den ordentlichen Börſenverſammlungen zugelaſſenen Perſonen ſind ohne be⸗ 
ſondere Gebühren an der Warenbörſe teilzunehmen berechtigt. Die Beſucher der Dienstags⸗ 
und Freitags⸗Börſenverſammlungen haben eine entſprechende Nachzahlung zu leiſten. 

Die Handelskammer iſt berechtigt, im Bedarfsfalle vorſtehende Gebührenſätze ander⸗ 
weitig zu regeln. 


Cöln, den 25. Auguſt 1919. 
Die Handelskammer zu Cöln. 


Genehmigt. 
Berlin, den 3. Oktober 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Ila 3068. Fiſchbeck. 


2. Handelsvekkehr. 
Verkehr mit Tabak. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 10. September 1919. 


Den amtlichen Handelsvertretungen überſende ich Abdruck des Schreibens des 
Deutſchen Tabakbauverbandes Karlsruhe mit dem Erſuchen, die Intereſſenten im Sinne 
der Ausführungen des Verbandes verſtändigen zu wollen. 


5 Im Auftrage. 
IIb 4811. Neuhaus. 


An die amtlichen Handelsvertretungen, zur Kenntnis an die Herren Oberpräſidenten, Regie⸗ 
rungspräſidenten (außer Poſen) und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Anlage. 
Deutſcher Tabakbauverband. Karlsruhe, den 1. Auguſt 1919. 


Bei der am 30. Juli d. J. in Mannheim ſtattgehabten Aufſichtsratsſitzung der Detag 
Mannheim, Abteilung Inland, wurde auf Antrag der Pflanzervertreter beſchloſſen, die 
Tabake ſofort bei der Abnahme an der Wage zu bezahlen. Dieſer Beſchluß iſt geltend 
und rechtskräftig für ſämtliche Tabakabnehmer (Vergörer, Fabrikanten und Händler). Dieſer 
Beſchluß iſt für uns Pflanzer äußerſt begrüßenswert, da nun endlich erreicht iſt, daß der 
Pflanzer ſofort ſein Geld erhält und nicht wochen⸗ und monatelang warten muß, wie es 
bisher der Fall geweſen iſt. 

Nun ſtellen ſich aber dieſer Barauszahlung der Tabakgelder ganz ungeheure techniſche 
Schwierigkeiten in den Weg, deren Beſeitigung nur dadurch ſich ermöglichen läßt, wenn 
die Zahlung der Tabakgelder in Form von Schecks erfolgt. Es muß berückſichtigt werden, 
daß in Anbetracht der diesjährigen Tabakrahmenpreiſe (325— 450 für den Zentner) 
ſchätzungsweiſe 120 Millionen Mark für den geſamten Inlandstabak bezahlt werden müſſen. 
Es iſt natürlich vollkommen klar, daß es den Bankinſtituten nicht möglich ſein wird, dieſe 
hohe Summe innerhalb der kurzen Zeit, die für die Abnahme der Tabake in Betracht 
kommt, in Bargeld aufzutreiben. Schon allein vom vaterländiſchen als auch ganz 
beſonders vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt aus müßte eine Bezahlung der Tabaxk⸗ 
gelder in Form eines Schecks gutgeheißen werden. Wir wollen bloß annehmen, eine 
Gemeinde liefert z. B. 500 Zentner Tabak ab. Der Abnehmer müßte alſo einen Durch⸗ 
ſchnittspreis von 400 % für den Zentner am Tage der Abnahme, alſo 2 mal 100 000 4 
Bargeld mitbringen. Dieſe Summe müßte er von ſeiner Bank ſich beſchaffen, und die 
Auszahlung der einzelnen Poſten würde unendlich ſchwierig ſein. Das Weſentlichſte aber, 
ganz abgeſehen von dieſen techniſchen Schwierigkeiten, iſt, daß dieſes Geld dadurch dem 
öffentlichen Verkehre, wenn auch nur kurze Zeit, entzogen würde. Dies iſt vom volkswirt⸗ 
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Anlage: 


206 


ſchaftlichen Standpunkt aus in Aubetracht der jetzigen Notlage, in der ſich unſer Vaterland 
befindet, überhaupt nicht zu verantworten. Andererſeits beſteht noch die Gefahr, daß 
Beraubungen ſehr leicht möglich ſind, da doch Tage vorher bekannt iſt, wenn eine Tabak— 
verwiegung ſtattfindet. Es gibt genug unſaubere Elemente, die ſich eine ſolche Gelegenheit 
zu Nutzen machen würden. Von dieſem Geſichtspunkt aus ſchlagen wir Ihnen vor, ſich 
damit einverſtanden zu erklären, daß die Tabakgelder mittels Schecks einer der großen 
bekannten Bankinſtitute von den betreffenden Abnehmern bezahlt werden, der dann jederzeit 
bei der nächſtgrößeren Bank, bei der Spar- oder Darlehnskaſſe, eingelöſt werden kann. 
Am praktiſchſten würden wir es finden, wenn der Scheck auf die Gemeinde ausgeſtellt 
werden würde und die Bürgermeiſterämter oder ſonſtige Vertrauensleute damit beauftragt 
werden würden, die weitere Auszahlung vorzunehmen oder, was noch einfacher wäre, daß 
ſich die einzelnen Pflanzer, ſofern ſie das Bargeld nicht ſofort benötigen würden, dazu 
bereit erklärten, daß es auf ihr Konto ihrer Sparkaſſe überwieſen werden würde. 

Von dem Geſichtspunkt ausgehend, daß es ſich dabei um eine wirklich im Intereſſe 
unſeres armen Vaterlandes liegende Tat handeln würde, möchten wir empfehlen, daß 
möglichſt alle Gemeinden ſich mit dieſer Zahlungsweiſe einverſtanden erklären würden. 
An der Tatſache der ſofortigen Bezahlung der Tabake mittels Schecks ändert 
dieſe Zahlungsweiſe nichts. Der Tabak iſt trotzdem bei der Abnahme ſofort bezahlt. 
Es dürfte ſich vielleicht empfehlen, daß die Gemeinden ſich mit den betreffenden Abnehmern, 
ſobald dieſe bekannt find, in Verbindung ſetzen und ihnen mitteilen, auf welche Bank ſie 
das Geld überwieſen haben wollen. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Seemaſchiniſtenprüfungen. 


Die Prüfungstermine der Schiffsingenieur⸗Haupt⸗ und der Schiffsingenieur⸗Vorklaſſe 
in Stettin ſind auf den 8. November d. J. feſtgeſetzt worden. 


— —U—ͤ—᷑— f ö — 


Anmuſterung von weiblichen Angehörigen der Schiffsoffiziere. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 29. September 1919. 
Abdruck überſende ich mit Bezug auf den Erlaß vom 30. April v. J. (HMBl. 
S. 192) zur Beachtung. 
Im Auftrage. 
J.⸗Nr. III 9381. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Der Reichspirtſchaftsminiſter. Berlin W. 15, den 16. September 1919. 


Ich habe keinen Anlaß, von dem in dem Runderlaß des Herrn Reichskanzlers vom 
20. April 1918 — IB S. 2566 eingenommenen Standpunkt abzugehen. Auch die 
heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe können es nicht rechtfertigen, die Anmuſterung von 
weiblichen Angehörigen der Schiffskapitäne oder Offiziere zur Erzielung einer Heuererſparnis 
zuzulaſſen, da auf jede Weiſe vermieden werden muß, die große Zahl der erwerbsloſen 
Seeleute und Schiffsangeſtellten noch zu vermehren; ein ſolches Verfahren würde in 
bedenklicher Weiſe die Unzufriedenheit unter den Seeleuten verſchärfen können. 
1/2 8 4239. 


An den Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg in Hamburg. 
Abſchrift beehre ich mich mit dem Erſuchen zu überſenden, die beteiligten Stellen 
entſprechend anweiſen zu wollen. 
In Vertretung 
Unterſchrift. 
An die Regierungen der Seeſtaaten des Reichs. . 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Handwerksangelegenheiten. 
Innungsausſchuß zu Mülheim a. d. Ruhr. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 6. September 1919 
(IV 5941) dem Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Mülheim a. d. Ruhr gemäß 
8 101 Abſ. 3 Gew. O. die Fähigkeit verliehen, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, 
Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Verordnung über Arbeitsnachweiſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 12. September 1919. 


Die Reichsregierung beabſichtigt, in abſehbarer Zeit das Arbeitsnachweisweſen im 
Wege der Reichsgeſetzgebung einheitlich zu regeln. Die Vorarbeiten hierzu ſind zwar von 
dem Herrn Reichsarbeitsminiſter in Angriff genommen; bei der Schwierigkeit der Materie 
muß jedoch mit einer geraumen Spanne Zeit gerechnet werden, bis der noch nicht feſt⸗ 
gelegte Entwurf mit den Intereſſentenkreiſen durchberaten iſt und die Zuſtimmung der geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften gefunden hat. 

Für die Zwiſchenzeit bis zum Inkrafttreten dieſes Reichsgeſetzes muß dafür geſorgt 
werden, daß der in den letzten Jahren erheblich vervollkommnete Ausbau des nicht gewerbs⸗ 
mäßigen Arbeitsnachweisweſens aufrecht erhalten bleibt und in ſtetiger Fortentwicklung 
weiter ausgeſtaltet wird, und daß insbeſondere der Zuſammenſchluß der Arbeitsnachweiſe 
in den Zentralauskunftsſtellen auch weiterhin geſichert wird. 

Wenn bisher in Preußen dieſe Ausgeſtaltung des Arbeitsnachweisweſens möglich 
geweſen iſt, ohne daß die Landeszentralbehörde zum Erlaß allgemeiner Vorſchriften auf 
Grund der Verordnung vom 14. Juni 1916 (RGBl. S. 519) oder auf Grund der an die Stelle 
dieſer Verordnung getretenen Verordnung vom 9. Dezember 1918 (RGBl. S. 1421) genötigt 
geweſen war, ſo erklärt ſich dies daraus, daß die Militärverwaltung und die Reichs⸗ 
regierung in den letzten Jahren in der Lage waren, aus den für die Kriegsführung 
bewilligten Krediten erhebliche Mittel zur Förderung des Arbeitsnachweisweſens flüſſig zu 
machen und dadurch den beteiligten Gemeinden und Kommunalverbänden die Schaffung 
der erforderlichen Arbeitsnachweiseinrichtungen weſentlich zu erleichtern. Solche außer⸗ 
ordentlichen Reichsmittel ſtehen nicht mehr zur Verfügung. Für die Übergangszeit bis zu 
der in Ausſicht ſtehenden reichsgeſetzlichen Regelung haben ſich deshalb die Träger der 
Arbeitsnachweiſe damit abzufinden, daß ſie für die Koſten des nicht gewerbsmäßigen 
Arbeitsnachweisweſens gemäß der ihnen auf Grund der Anordnung vom 9. Dezember 1918 
obliegenden Verpflichtung aufzukommen haben, ſoweit nicht die mitunterzeichneten Miniſter 
für Handel und Gewerbe und für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten aus den ihnen 
zur Verfügung ſtehenden Mitteln Zuſchüſſe zu gewähren vermögen. 

Die anliegende Verordnung vom heutigen Tage bezweckt, dieſe Verpflichtung der 
Träger der Arbeitsnachweiſe feſtzuſtellen und zugleich die innere Einrichtung ſowohl der 
örtlichen Arbeitsnachweiſe, als auch der in „Provinzialämter für Arbeitsnachweis“ um⸗ 
zuwandelnden Zentralauskuuftsſtellen fo zu geſtalten, daß demnächſt bei der Durchführung 
des in Ausſicht ſtehenden Reichsgeſetzes nicht etwa tiefgreifende und koſtſpielige Um⸗ 
bildungen und Verbeſſerungen der beſtehenden Einrichtungen notwendig werden. 

Die vom Verbande deutſcher Arbeitsnachweiſe zuſammen mit Vertretern der Arbeitgeber⸗ 
und Arbeitnehmerorganiſationen aufgeſtellten Richtlinien für die geſetzliche Regelung des 
Arbeitsnachweisweſens ſind in den Vorſchriften der anliegenden Verordnung gebührend 
berückſichtigt worden. 

Im einzelnen bemerken wir zu dem Aufbau der vorliegenden Verordnung folgendes: 

Die 88 1 bis 11 betreffen die Errichtung, Unterhaltung und Verwaltung der öffent⸗ 
lichen kommunalen Arbeitsnachweiſe. 

Die 88 12 bis 16 regeln für den Fall, daß in dem Bezirk eines öffentlichen kommu⸗ 
nalen Arbeitsnachweiſes noch ein oder mehrere nicht gewerbsmäßig betriebene Arbeits⸗ 
nachweiſe beſtehen, den Zuſammenſchluß aller gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweiſe 
zu einem Arbeitsnachweisamt (Zweckverband für Arbeitsnachweiſe). 


Anlage, 
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Die 8d 17 bis 23 behandeln die Provinzialämter für Arbeitsnachweis. 

Die reichsgeſetzliche Regelung wird aller Wahrſcheinlichkeit nach dieſen organiſchen 
Aufbau beibehalten, aber an deſſen Spitze noch ein Reichsamt für Arbeitsnachweis ſetzen. 

Nach der Errichtung der Provinzialämter für Arbeitsnachweis werden die Aufgaben 
der Zentralauskunftsſtellen auf dieſe übergehen. Neben den Provinzialämtern werden 
die preußiſchen Arbeitsnachweisverbände kaum noch Platz für eine erſprießliche Tätigkeit 
finden. Sollten die einzelnen Verbände ihre Auflöſung beſchließen, ſo liegt es im Intereſſe 
einer glatten Einführung der neuen Orgauiſation, der Wahrung des Zuſammenhangs mit 
der bisherigen Eutwickelung des Arbeitsnachweisweſens und der Vermeidung von Störungen 
auf dem Arbeitsmarkte, daß die Geſchäftsſtellen der Verbände, ſoweit dies möglich und 
zweckmäßig erſcheint, in die Provinzialämter für Arbeitsnachweiſe übernommen werden. 

Die Herren Oberpräſidenten erſuchen wir, unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen 
zur Durchführung der Verordnung zu treffen und darüber bis zum 1. Dezember d. Is. 
dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe zu berichten. 

Abdrucke für die Regierungspräſidenten, die Laudräte und Oberbürgermeiſter, ſowie 
für den Magiſtrat der Stadt Berlin und für die Provinzialverwaltungen und die pro⸗ 
vinziellen Arbeitsnachweisverbände find angeſchloſſen. 

Wir erſuchen Sie, die Verordnung alsbald in einer Beilage der Regierungsamts⸗ 
blätter veröffentlichen zu laſſen. 

Die Drucklegung der Beilage iſt der Buchdruckerei von Julius Sittenfeld in Berlin W 8, 
Mauerſtraße 44, übertragen, die den erforderlichen Bedarf demnächſt den Regierungs- 
präſidenten zugehen laſſen wird. 

Auch in dem amtlichen Bekamtmachungsblatt der Stadt Berlin iſt die Verordnung 
zu veröffentlichen. 

Der Miniſter 


Der Minister Der Miniſter des Innern. fü i ö 
5% N a 9 . ür Landwirtſchaft, Domänen 
für e Gewerbe. Anne j nd 85 055 
R Hermes. Im Auſtrage. 
v. Meyeren. 


Dr. Ramm. 
UL 7470 M. f. H. — Ile 4284 M. d. J. IA la 12736 M. f. L. 


An die Herren Oberpräſidenten mit Ausnahme von Poſen und den Herrn Regierungs- 
präſidenten in Bromberg. 


Anlage. 


Verordnung über Arbeitsnachweiſe. 


Auf Grund der Anordnung über Arbeitsuachweiſe vom 9. Dezember 1918 (Rl. 
S. 1421) und, nachdem die im 8 2 dieſer Anordnung vorgeſchriebene Anhörung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern erfolgt iſt, wird hiermit folgendes beſtinunt: 

BR 

Jeder Stadt⸗ und Landkreis ift vorbehaltlich der Beſtimmungen der 88 2 und 3 zur 
Unterhaltung eines öffentlichen kommunalen Arbeitsnachweiſes verpflichtet. Sofern 
ein ſolcher Arbeitsnachweis noch nicht beſteht, iſt er innerhalb einer Friſt von drei Monaten 
zu errichten und in Betrieb zu nehmen. 

8 2. 

Größere Gemeinden eines Landtreiſes ſowie die Amter in der Provinz Weſtfalen 
und die Landbürgermeiſtereien in der Rheinprovinz ſind mit Zuſtimmung des Provinzial⸗ 
amts für Arbeitsnachweis ($ 17) zur Errichtung und Unterhaltung eines ſelbſtändigen 
öffentlichen kommunalen Arbeitsnachweiſes berechtigt. 


9 g. 


Stadt- und Landkreiſe, Gemeinden, Amter und Landbürgermeiſtereien können ſich mit 
Zuſtimmung des Provinzialamts für Arbeitsnachweis auch zur Errichtung eines gemein⸗ 
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ſamen öffentlichen kommunalen Arbeitsnachweiſes vereinigen. Die Abgrenzung des Bezirkes 
des einzelnen Arbeitsnachweiſes hat nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu erfolgen. 

Auf dem gleichen Wege können auch für Wirtſchaftsgebiete, in denen mehrere öffent⸗ 
liche Arbeitsnachweiſe beſtehen, Bezirksarbeitsnachweiſe gebildet werden, denen die 
Aufgabe zufällt, das einheitliche Zuſammenarbeiten der örtlichen Nachweiſe ſicherzuſtellen 
und zu ergänzen. 

8 4. 

Die Errichtung des Arbeitsnachweiſes erfolgt durch Beſchluß der Vertretung der Ge— 
meinde oder des weiteren Kommunalverbandes, und bei Arbeitsnachweiſen, deren Bezirk 
über die Grenzen einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes hinausreicht, 
durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der Vertretungen der beteiligten Gemeinden und weiteren 
Kommunalverbände. 

Dieſe Beſchlüſſe und ihre Abänderungen ſind in den Blättern bekanntzumachen, 
welche für die amtlichen Veröffentlichungen der beteiligten Gemeinden und weiteren 
Kommunalverbäude beſtimmt find. 

Die Verfaſſung des Arbeitsnachweiſes wird durch eine Satzung geregelt, die von der 
Vertretung der Gemeinde oder des weiteren Kommunalverbandes oder in ihrem Auftrage 
von dem Vorſtande der Gemeinde oder des Verbandes aufzuſtellen iſt. 

8. 

Die Einrichtung eines öffentlichen konmunalen Arbeitsnachweiſes kann durch Anordnung 
des Oberpräſidenten erfolgen, wenn ungeachtet einer von ihm an die beteiligten Gemeinden 
oder weitere Kommunalverbände ergangenen Aufforderung innerhalb der geſetzten Friſt die 
Errichtung auf dem in den 88 1 bis 4 vorgeſehenen Wege nicht erfolgt iſt. 

Alle Beſtimmungen, welche dieſe Verordnung dem Beſchluſſe des Trägers des Arbeits⸗ 
nachweiſes oder der Satzung vorbehält, erfolgen in dieſem Falle durch die Anordnung des 
Oberpräſidenten. 

8 6. 


Der Oberpräſident iſt befugt, geſetzwidrige oder unzureichende Beſtimmungen der 
Satzung oder der Beſchlüſſe des Trägers des Arbeitsnachweiſes aufzuheben, und falls ſie 
nicht innerhalb einer von ihm zu beſtimmenden Friſt durch geſetzmäßige oder ausreichende 
Beſtimmungen erſetzt werden, ſolche Beſtimmungen ſelbſt zu erlaſſen. 


8 7 

8 9 
Die Koſten der Einrichtung und der Unterhaltung des Arbeitsnachweiſes ſind, ſoweit 
ſie nicht von den Intereſſenten aufgebracht werden, von der Gemeinde, oder von dem 
weiteren Kommunalverbande zu tragen, deren Bezirk den Bezirk des Arbeitsnachweiſes 


umfaßt. n 

Erſtreckt ſich der Bezirk des Arbeitsnachweiſes, über mehrere Gemeinden oder weitere 
Kommunalverbände oder Teile von ſolchen, ſo iſt in den Beſchlüſſen (§ 4) zu beſtimmen, 
zu welchen Anteilen die einzelnen Gemeinden und weiteren Kommunalverbände an der 


Deckung der Koſten teilnehmen. 
88. 


Die Verwaltung des Arbeitsnachweiſes erfolgt durch einen Verwaltungsausſchuß. 
Dieſer ſetzt ſich aus einem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und mindeſtens vier Mit⸗ 
gliedern zuſammen. Dem Verwaltungsausſchuß müſſen Arbeitgeber und Arbeitnehmer in 
gleicher Zahl angehören. 

9 9. 


Die Beſtellung des Vorſitzenden, des ſtellvertretenden Vorſitzenden ſowie der Mit 
glieder des Verwalkungsausſchuſſes iſt durch die Satzung (8 4 Abſ. 3) zu regeln. Unter 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſollen die im Bezirke des Arbeitsnachweiſes haupt- 
ſächlich vorhandenen Berufe vertreten ſein. 


8 10. 

Der Geſchäftsführer und die Augeſtellten des Arbeitsnachweiſes werden vorbehaltlich 
abweichender Beſtimmungen der Saßung nach Anhörung des Verwaltungsausſchuſſes und 
gegebenenfalls nach Anhörung beteiligter Arbeitgeber ⸗ und Arbeitnehmervertretungen durch 
denjenigen Gemeindevorſtand, Amtmann, Landbürgermeiſter oder Kreisausſchußvorſitzenden 


* 
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geſtellt, welcher für den Sitz des Arbeitsnachweiſes zuſtändig iſt. Bei größeren Arbeits⸗ 
nachweiſen ſind hauptamtliche Geſchäftsführer und Arbeitsvermittler anzuſtellen. Zur Unter⸗ 
ſtützung hauptamtlich tätiger Vermittler ſind ehren- oder nebenamtlich tätige Vermittler ins⸗ 
beſondere auch ſolche aus den Kreiſen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zuläſſig. 

Die Eutſcheidung darüber, ob ein Arbeitsnachweis als ein größerer im Sinne des 
Abſatzes 1 anzuſehen iſt, trifft das Provinzialamt für Arbeitsnachweis. 


. 

Im Falle des Bedürfniſſes iſt der Arbeitsnachweis fachlich zu gliedern. Die Ver⸗ 
waltung dieſer Fachabteilungen hat durch Fachausſchüſſe zu erfolgen, die paritätiſch aus 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern der betreffenden Gewerbe zuſammenzuſetzen ſind. Vor der 
Einſetzung der Fachausſchüſſe iſt den Beteiligten Gelegenheit zu Vorſchlägen zu geben. Zu 
den Sitzungen der Fachausſchüſſe iſt der Vorſitzende des Verwaltungsausſchuſſes zu laden. 


8 12. 

Falls in dem Bezirk eines öffentlichen kommunalen Arbeitsnachweiſes oder eines 

Bezirksarbeitsuachweiſes ($ 3 Abſ. 2) noch ein oder mehrere nicht gewerbsmäßig betriebene 

Arbeitsnachweiſe beſtehen, haben ſich alle nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe auf die 

Aufforderung des Provinzialamts hin, zu einem Arbeitsnachweisamte (Zweckverband 
der nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe) zuſammenzuſchließen. 


8 13. 

Falls ein nicht gewerbsmäßiger Arbeitsnachweis der Aufforderung des Provinzial— 
amts gemäß $ 12 innerhalb eines Monats nicht entſpricht, jo hat das Provinzialamt bei 
dem Regierungspräſidenten, im Landespolizeibezirk Berlin beim Oberpräſidenten die 
Schließung des Arbeitsnachweiſes zu beantragen. 

Glaubt dieſer, dem Erſuchen nicht Folge leiſten zu können, jo hat er unverzüglich 
die Entſcheidung des Miniſters für Handel und Gewerbe herbeizuführen. 


8 14. 

Ju der Leitung des Arbeitsnachweisamts müſſen die einzelnen Arbeitsnachweiſe 

entiprechend ihrer Bedeutung vertreten fein. Der Vorſtand der Gemeinde oder des weiteren 

Konmumalverbandes, an deren Sitz ſich die Leitung des Amtes befindet, beſtellt nach An⸗ 

hörung der angefchloffenen Arbeitsnachweiſe den Vorſitzenden und die Beiſitzer, unter denen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl vertreten ſein müſſen. 


8 15. 
Dem Arbeitsnachweisamte liegt ob: 5 
1. Die Regelung des örtlichen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage, 
2. die Aufſtellung von Richtlinien für den Verkehr der Arbeitsnachweiſe under 
einander und die Überwachung der Befolgung dieſer Richtlinien, 
3. die Durchführung des Melde- und Benutzungszwauges, 
4. die ſtändige Beobachtung des örtlichen Arbeitsmarktes. 
Dem Amte können vom Provinzialamte für Arbeitsnachweis weitere Aufgaben zu— 
gewieſen werden, die mit der Arbeitsvermittlung im Zuſammenhange ſtehen. Auf Veſchwerde 
über die Maßnahmen des Arbeitsnachweisamts entſcheidet das Provinzialamt. 


9 16. 

Die Aufgaben des Arbeitsnachtveisamts ſowie die Aufbringung der often find durch 
Vereinbarung der beteiligten Arbeitsnachweiſe, oder falls eine ſolche Vereinbarung nicht 
zuſtande kommt, durch Anordnung des Vorſtandes der Gemeinde oder des weiteren 
Kommunalverbandes, an deren Sitz ſich die Leitung des Amtes befindet, zu regeln. 


8 17. 
Zwecks Zuſammenfaſſung der Arbeitsnachweiſe werden folgende Provinzialämter 
für Arbeits nachweis errichtet: 
1. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Oſtpreußen, umfaſſend die 
Provinz Oſtpreußen mit dem Sitz in Königsberg, 
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2. Provinzialamt ſür Arbeitsnachweis in der Provinz Brandenburg, umfaſſend die 
Provinz Brandenburg unter Ausſchluß des Bezirkes des Provinzialamts für 
Groß⸗Berlin (Ziffer 12) mit dem Sitz in Berlin, 

3. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Pommern, umfaſſend die 
Provinz Pommern mit dem Sitz in Stettin, 

4. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Schleſien, umfaſſend die 
Provinz Schleſien mit dem Sitz in Breslau, 

5. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Sachſen, umfaſſend die 
Provinz Sachſen mit dem Sitz in Magdeburg, 

6. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, um⸗ 
faſſend die Provinz Schleswig-Holſtein mit dem Sitz in Kiel, 

7. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Hannover, umfaſſend die 
Provinz Hannover mit dem Sitz in Hannover, 

8. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Weſtfalen, umfaſſend die 
Provinz Weſtfalen mit dem Sitz in Münſter, 

9. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Rheinprovinz, umfaſſend die Rhein⸗ 
provinz mit dem Sitz in Düſſeldorf, f 

10. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in dem Regierungsbezirk Caſſel, umfaſſend 
den Regierungsbezirk Caſſel mit Ausnahme der Kreiſe Hanau und Gelnhauſen, 
mit dem Sitz in Caſſel, 

11. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in dem Regierungsbezirk Wiesbaden, um⸗ 
faſſend den Regierungsbezirk Wiesbaden und die Kreiſe Hanau und Gelnhauſen, 
mit dem Sitz in Frankfurt a/ M., 

12. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in dem Bezirk Groß-Berlin, umfaſſend den 
Poſtbeſtellbezirk Groß⸗Berlin und die Gemeinden Spandau und Coepenick, mit 
dem Sitz in Berlin. 


Über die Zuſammenfaſſung der Arbeitsnachweiſe in den Provinzen Weſtpreußen und 
Poſen werden beſondere Beſtimmungen ergehen. 


8 18. 8 

Die Verwaltung des Provinzialamts liegt vorbehaltlich der Vorſchrift des Ab⸗ 
ſatzes 2 nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen in den Händen der Provinzial⸗ 
(Bezirks-„Verwaltung. Soweit dieſe die Koſten der Unterhaltung des Provinzialamts 
nicht aus Beiträgen der Intereſſenten, aus Mitteln des Provinzial⸗(Bezirks⸗ Verbandes 
und aus ſtaatlichen Beihilfen deckt, iſt ſie befugt, die Träger der dem Provinzialamt an⸗ 
gegliederten Arbeitsnachweiſe zur Deckung der Koſten heranzuziehen. 

Die Verwaltung des Provinzialamts für Arbeitsnachweis in dem Bezirke Groß⸗ 
Berlin liegt nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen bis auf weiteres in den 
Händen der Gemeindeverwaltung der Stadt Berlin. Soweit dieſe die Koſten der Unter⸗ 
haltung des Provinzialamts nicht aus Beiträgen der Intereſſenten, aus eigenen Mitteln 
und aus ſtaatlichen Beihilfen deckt, iſt ſie befugt, die Träger der dem Provinzialamt an⸗ 
gegliederten Arbeitsnachweiſe zur Deckung der Koſten heranzuziehen. 

Vor Verteilung der Koſten ſind Vertreter der einzelnen Arten der Arbeitsnachweiſe 
hierüber zu hören. 

Die Träger der Arbeitsnachweiſe können gegen die Koſtenverteilung binnen 2 Wochen 
nach der Veröffentlichung des Verteilungsplans Beſchwerde bei dem zuſtändigen Ober⸗ 
präfidenten erheben, welcher endgültig entſcheidet. 

Umfaßt der Bezirk eines Provinzialamts entſprechend der Abgrenzung der bisherigen 
Zentralauskunftsſtellen auch außerpreußiſche Gliedſtaaten, jo haben die für den Sitz der 
Provinzialämter zuſtändigen Oberpräſidenten eine Vereinbarung mit den außerpreußiſchen 
Behörden darüber herbeizuführen, zu welchen Anteilen die außerpreußiſchen Gliedſtaaten 
oder deren Kommunalverbände an der Deckung der Koſten teilnehmen. 


8 19. 

Die Verwaltung des Provinzialamts erfolgt durch einen Verwaltungsausſchuß, in 
dem die einzelnen Arten der Arbeitsnachweiſe angemeſſen vertreten ſein müſſen. Vor der 
Einſetzung des Verwaltungsausſchuſſes iſt den Beteiligten Gelegenheit zu Vorſchlägen zu geben. 
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8 20. 

Den Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter ſowie die Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes beſtellt der Provinzial⸗ bzw. Landesausſchuß, im Bezirke Groß-Berlin der 
Magiſtrat Berlin. In gleicher Weiſe werden nach Anhörung des Verwaltungsausſchuſſes 
der Geſchäftsführer und die Angeſtellten des Provinzialamts beſtellt, ſoweit nicht etwa 
der Provinzial⸗ oder Landesausſchuß (Magiſtrat Berlin) die Anſtellung dieſer Perſonen 
dem Verwaltungsausſchuß überläßt. 

Erſtreckt ſich der Bereich eines Provinzialamts über die Bezirke mehrerer Provinzial⸗ 
oder kommunalſtändiſcher Verbände, fo beſtimmt der Miniſter für Handel und Gewerbe 
denjenigen Provinzial⸗ oder Landesausſchuß, der für die vorerwähnten Anordnungen 
zuſtändig iſt. 

8 21. 

Dem Proviuzialamte liegt insbeſondere ob: 

1. der Ausbau des Arbeitsnachweisweſens ſeines Bezirkes mit dem Ziele der 
Schaffung eines lückenloſen Netzes leiſtungsfähiger Arbeitsnachweiſe, 

2. die Durchführung des zwiſchenörtlichen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage 
innerhalb des Bezirkes, 

3. die Durchführung des zwiſchenbezirklichen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage. 

Das Provinzialamt iſt befugt, in geeigneten Fällen ſelbſt eine Arbeitsvermittelung 
zul betreiben. 

22. 
Zur Durchführung dieſer Aufgaben ſteht dem Provinzialamte das Recht zu 
1. von den Arbeitsnachweiſen ſeines Bezirkes Auskunft aller Art, auch zu ſtatiſtiſchen 
Zwecken, zu verlangen, 
2. in deren Geſchäftsführung Einblick zu nehmen, 
3. beim zuſtändigen Oberpräſidenten oder Regierungspräſidenten Auträge auf 
Ä Durchführung der vom Provinzialamte für erforderlich erachteten Maßnahmen 
zu ſtellen. 
8 23. 


Gemäß 8 137 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 hat der Oberpräſident 
oder der Regierungspräſident auf Antrag des Provinzialamts die von dieſem vorgeſchlagenen 
Vorſchriften auf dem Gebiete des Arbeitsnachweisweſens im Wege der Polizeiverordnung 
zu erlaſſen. f 

Durch Polizeiverordnung kann insbeſondere angeordnet werden, daß 

1. Arbeitgeber die bei ihnen vorhandenen offenen Arbeitsplätze innerhalb einer 
ae Friſt bei einem vom Provinzialamte zu beſtimmenden Arbeitsnachweis 
anmelden, 

2. arbeitsloſe und in gekündigter Stellung befindliche Arbeitnehmer ſich innerhalb 
einer beſtimmten Friſt bei einem vom Provinzialamte zu beſtimmenden Arbeits 
nachweis zu melden haben, . 

3. einem vom Provinzialamte zu beſtimmenden Arbeitsnachweiſe Anzeige von 
jedem Stellenwechſel und jeder Stellenbeſetzung innerhalb beſtimmter Friſt zu 
machen iſt, 

4. die Stellenvermittelung durch Anzeigen in den Zeitungen und Zeitſchriften nur 
unter beſonderen Vorbedingungen zuläſſig iſt. 

Glaubt der um Erlaß einer Polizeiverordnung angegangene Oberpräſident oder 
Regierungspräſident, dem Erſuchen des Provinzialamts nicht Folge leiſten zu können, ſo 
hat er die Entſcheidung des Miniſters für Handel und Gewerbe herbeizuführen. 


24. 
Die vorſtehende Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 12. September 1919. 
ee Der Miniſter 
Dor $ ar 1 N 8 
für x Erle Are Der Miniſter des Innern. für Landwirtſchaft, Domänen 
= Jul Auftrage \ Im Auftrage. und Forſten. 
Db 8 Hermes. In Vertretung. 
a 5 Dr. Ramm. 
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Geſundheitsſchädigungen bei Verwendung von Queckſilberlot. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 12. September 1919. 
Abdruck überſende ich Ihnen zur Verſtändigung der Gewerbeaufſichtsbeamten. 


Im Auftrage. 
11T 8702. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer Poſen) und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Aulage. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 29. Anguft 1919. 


Bei dem Mangel an Zinn iſt damit zu rechnen, daß queckſilberhaltiges Bleilot, das 
ſich während des Krieges vielfach zum Löten eingeführt hat, noch längere Zeit hindurch 
perwendet wird. Bei den mit Queckſilberlot beſchäftigten Arbeitern find unter Umſtänden 
infolge fortgeſetzter Einatmung von Queckſilberdämpfen Geſundheitsſchädigungen zu befürchten. 
Es erſcheint mir daher erwünſcht, dafür zu ſorgen, daß ſolchen Schädigungen vorgebeugt 
wird. Zu dieſem Zwecke dürfte es ſich empfehlen, die Gewerbeaufſichtsbeamten auf die 
Geſundheitsgefahren, die mit der Herſtellung und Verwendung von Queckſilberlot verbunden 
ſind, aufmerkſam zu machen. Die Gewerbeaufſichtsbeamten dürften anzuweiſen ſein, ſich 
mit den Unternehmern über die in jedem Einzelfalle zum Schutze der Arbeiter erforderlichen 
Maßnahmen zu verſtändigen und dieſe nötigenfalls auch auf dem in § 120d der Reichs⸗ 
gewerbeordnung bezeichneten Wege zur Durchführung zu bringen. 

16228. 


An die Gliedſtaaten (außer Preußen). 


Hautkrebserkrankungen bei Steinkohlenbrikettarbeitern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. September 1919. 


Abdruck überſende ich Ihnen (dem Oberbergamt) mit dem Erſuchen, die Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten und die Kaſſenärzte der Steinkohlenbrikettfabriken zu veranlaſſen, daß ſie 
auf das Vorkommen von krebsartigen Erkrankungen unter den Steinkohlenbrikettarbeitern 
achten. Nötigenfalls haben die Gewerbeaufſichtsbeamten und die Bergbehörden auf Grund 
des § 120 d der Gewerbeordnung oder auf Grund der einſchlägigen berggeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. * 

Im Auftrage. 
III 700/16. T 10595. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer Poſen) und die Oberbergämter. 


Aulage. 
Der Präſident des Kaiſerlichen Geſundheitsamts. Berlin, den 25. Janunr 1915. 

Eurer Erzellenz beehre ich mich auftragsgemäß anbei eine auf Grund der hierher 
mitgeteilten und nunmehr wieder zurückgereichten Berichte der Königlich Preußiſchen 
Regierungspräſidenten und Oberbergämter im Geſundheitsamte bearbeitete Zuſammenſtellung 
der Ergebniſſe einer Erhebung über das Vorkommen von Hautkrebs bei Arbeitern in 
Steinkohlenbrikettfabriken vorzulegen. 

Aus der Zuſammenſtellung iſt zu entnehmen, daß bei den etwa 2500 in ſolchen 
Fabriken jährlich beſchäftigten Arbeitern während eines Zeitraums von ungefähr 5 Jahren 
10 Fälle von Hautkrebs ermittelt worden. find; die entſprechende jährliche Erkrankungs⸗ 
ziffer belief ſich ſomit nur auf 0,08 Prozent. Sitz der Erkrankung war fünfmal die Haut des 
Hodenſacks, viermal die des Geſichts und einmal die des Unterarms. Bei frühzeitiger und 
ſachgemäßer ärztlicher Behandlung, beſtehend in der operativen Eutfernung der ertrankten 
Gewebe, erfolgte ſtets dauernde Heilung; bei ungeheilt gebliebenen Kranken ſcheint ein 
ſolcher chirurgiſcher Eingriff unterblieben zu ſein. Die Urſache für die Erkrankungen iſt in 
einer auf lange Zeiträume ſich erſtreckenden chemiſchen Reizung der Haut durch gewiſſe 
Beſtandteile des Pechs zu erblicken. Abgeſehen von dem Hautkrebs kommen bei Brikett⸗ 
arbeitern auch Reizzuſtände der Augenbindehaut vor. 


2 mage. 


Anlage 
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Zur Verhütung der Erkrankungen an Hautkrebs ift die Beobachtung größter Sauberkeit 
und Reinlichkeit von den Arbeitern zu fordern. In dieſer Beziehung werden die Arbeiter 
eindringlich und wiederholt darüber zu belehren ſein, wie wichtig eine tägliche Benutzung 
der in den Fabriken vorhandenen Badeeinrichtungen nach Arbeitsſchluß und das unaus⸗ 
geſetzte Tragen von Unterbeinkleidern ſind. Empfehlenswert iſt ferner das Beſtreichen des 
Geſichts und der bei der Arbeit entblößt gehaltenen Arme mit gewiſſen Schutzmitteln, wie 
feuchtem Lehm oder Ton oder Salben u. dgl. Von der Anwendung von Schutzbrillen 
iſt kein großer Nutzen zu erwarten, weil dieſe Brillen bei der Arbeit läſtig fallen und 
deshalb abgelegt werden. 

Ein Erlaß einheitlicher Vorſchriften zum Geſundheitsſchutze der Arbeiter in Steinkohlen⸗ 
brikettfabriken iſt von keiner der befragten Stellen befürwortet worden. Das Geſundheits⸗ 
amt kann ſich dieſer Stellungnahme anſchlieſſen. Es dürfte in Anbetracht der Seltenheit 
der in Rede ftehenden Erkrankungen und im Hinblick darauf, daß der beſte Krankheitsſchutz 
hier in der Beachtung möglichſter perſönlicher Sauberkeit beſteht, vorerſt ausreichen, wenn 
gemäß § 120 d der Gewerbeordnung die zuſtändigen Polizeibehörden im Wege der Ver⸗ 
fügung für die in Betracht kommenden einzelnen Anlagen die Ausführung derjenigen 
Maßnahmen auordnen, welche zur Durchführung der im § 120 4 daſelbſt enthaltenen 
Grundſätze erforderlich und nach der Beſchaffenheit der Anlage ausführbar erſcheinen. 
Sollten ſich in Zukunft die Krebserkraukungen mehren, dann würde entſprechend dem 
Eventualvorſchlage des Oberbergamts in Dortmund zu erwägen ſein, ob es erforderlich iſt 
anzuordnen, daß die Temperatur der Arbeitsräume eine beſtimmte Höhe nicht überſchreiten 
darf und daß wirkſame Vorkehrungen gegen die Staubaufwirbelung in dieſen Räumen 
ſowie außerhalb deren beim Verladen und dem Zerkleinern des Pechs geſchaffen werden. 
Um ein Urteil über die Notwendigkeit und Ausführbarkeit dieſer und gegebenenfalls noch 
anderer Maßnahmen zu gewinnen, müßten zuvor dann noch örtliche Beſichtigungen ein- 
ſchlägiger Betriebe vorgenommen werden. Jedenfalls würde es ſich außerdem dann 
empfehlen, periodiſche ärztliche Unterſuchungen der Arbeiter vorzuſchreiben. 


(Unterſchrift.) 


An den Herrn Staatsſekretär des Innern. 


— 


Arbeiter und Angeſtellte während der wirtſchaftlichen Demobilmachung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 22. September 1919. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin NW. 6, den 5. September 1019. 


Unter dem 3. September 1919 habe ich auf Grund der die wirtſchaftliche 
Demobilmachung betreffenden Befugniſſe eine Verordnung über die Einſtellung 
und Eutlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaft⸗ 
lichen Demobilmachung erlaſſen, die am 5. September 1919 im Reichs-Geſetzblatt 
Nr. 167 Seite 1499 veröffentlicht worden iſt. Mit dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung treten die Verordnungen über die Einſtellung, Entlaſſung und 
Entlohnung gewerblicher Arbeiter während der Zeit der wirtſchaftlichen Demo: 
bilmachung vom 4. Januar 1919 (RGBl. S. 8), die Verordnung über die Ein⸗ 
ſtellung, Entlaſſung und Entlohnung der Angeſtellten während der Zeit der 
wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 24. Januar 1919 (RGBl. S. 100) und 
die Verordnung, betreffend die Wirkſamkeit von Kündigungen der Arbeiter und 
Angeſtellten in Reichs- und Staatsbetrieben, vom 21. Juli 1919 (RGBl. S. 660) 
außer Kraft. 

In der neuen Verordnung ſind die Verhältuiſſe der Angeſtellten und 
Arbeiter einheitlich geregelt worden. Der Geltungsbereich iſt inſofern erweitert, 
als das Wiedereinſtellungsverlangen von Arbeitern nicht, wie bisher in der Ver— 
ordnung vom 4. Januar 1919, nur gegen Unternehmer gewerblicher Betriebe mit 
20 oder mehr gewerblichen Arbeitern geltend gemacht werden kann, ſondern 
allgemein ohne Beſchränkung auf eine beſtimmte Betriebsgröße möglich iſt. 
Auch wird kein Unterſchied gemocht zwiſchen gewerblichen und ſonſtigen Arbeitern, 
3. B. in der Landwirtſchaft. 
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Von den übrigen Anderungen, welche die neue Verordnung gegenüber den 
alten aufweiſt, glaube ich, folgende beſonders erwähnen zu ſollen: 

§ 3. Die Meldefriſt iſt für zurückkehrende Kriegsgefangene 
und Zivilinternierte auf ſechs Wochen verlängert. Der Kreis der 
Wiedereinſtellungsberechtigten iſt in gewiſſem Umfang erweitert. 

8 9 enthält u. a. eine Regelung der Erſatzpflicht für Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung, die neben einem Anſpruch auf Gehalt oder Lohn 
gewährt worden iſt. 

§ 12 enthält eine neue Ordnung der Vorſchriften für Ent⸗ 
laſſungen zur Verminderung der Arbeitnehmerzahl, wobei auch eine 
Streckung der Arbeit von Augeſtellten vorgeſehen iſt. 

§ 14. Die Beſtimmungen über die Anhörung der Arbeitnehmer⸗ 
vertretungen vor Kündigungen ſind klarer gefaßt als bisher, ſtimmen 
aber im weſentlichen mit den bisherigen Vorſchriften überein. — 
Iusbeſondere werden im § 14 die Beſtimmungen der Verordnung 
vom 21. Juli 1919 (RGBl. S. 660) übernommen, wodurch dieſe 
Verordnung in die neue Verordnung übergeht. 

Ich bemerke bei dieſer Gelegenheit, daß die Verordnung vom 
21. Juli 1919 kein neues Recht geſchaffen hatte, ſondern nur zur 
Klärung beſtehender Zweifelsfragen über die Wirkſamkeit von 
Kündigungen dienen ſollte. Zum gleichen Zwecke ſind die Vor⸗ 
ſchriften des § 14 über dieſe Wirkſamkeit in die Verordnung auf⸗ 
genommen worden. 

§ 15. Die Einſtellungsbefugnis der Demobilmachungsausſchüſſe 
wird auf alle Betriebe mit mehr als 20 Arbeitern oder 10 Angeſtellten 
ausgedehnt. 8 5 
8 24 enthält eine Reviſionsbeſtimmung für den Fall der Ver⸗ 
letzung von Vorſchriften der Verordnung durch Schlichtungsausſchüſſe. 

§ 27 enthält Übergangsbeſtimmungen. Solche finden ſich 
übrigens auch in § 4 für laufende Meldefriſten. 

Mit Rückſicht auf die bereits in Fluß befindliche Rückkehr der Kriegs⸗ 
gefangenen muß ich beſonders Wert darauf legen, daß die neuen Beſtimmungen 
unverzüglich in die weiteſten Kreiſe dringen und beachtet werden. Ich darf 
daher ergebenſt erſuchen, alle Behörden, ſei es, daß dieſe zur Durchführung der 
Vorſchriften berufen ſind oder ſelbſt als Arbeitgeber in Betracht kommen, ins⸗ 
beſondere die Demobilmachungskommiſſare, Demobilmachungsausſchüſſe, Schlich⸗ 
tungsausſchüſſe, Gewerbeaufſichts⸗ und Vergrevierbeamten, alle Landwirtſchafts⸗, 
Handels⸗ und Gewerbekammern ſowie alle Arbeitgeber- und Arbeitnehmer⸗ 
verbände baldgefl. auf dieſe Beſtimmungen hinzuweiſen. 

Von dem Erlaß beſonderer Ausführungsbeſtimmungen glaubte ich abſehen 
zu können, doch habe ich meine Referenten angewieſen, wie dies bereits bei den 
früheren Verordnungen des Demobilmachungsminiſteriums geſchehen iſt, auch zu 
der Verordnung vom 3. September 1919 die notwendigen Erläuterungen zu⸗ 
ſammenzuſtellen, die im Verlage von Carl Heymann, Berlin W, Mauerſtraße, 
erſcheinen werden. 

Unterſchrift. 


An alle Regierungen (außer Preußen) uſw. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis und Beachtung. 


(Zuſatz für die Regierungspräſidenten, den Oberpräſidenten als 
Demobilmachungskommiſſar für Groß-Berlin in Berlin, die 
Oberbergämter und Bergwerksdirektionen.) 


Ich erſuche Sie, die nachgeordneten Behörden, die zur Durchführung der Vorſchriften 
berufen ſind oder ſelbſt als Arbeitgeber in Betracht kommen, insbeſondere die Demobil⸗ 
machungsausſchüſſe, Schlichtungsausſchüſſe, Gewerbeaufſichts⸗ und Bergrevierbeamten ſowie 
die Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände, die im dortigen Bezirk ihren Sitz haben, zu 
verſtändigen. Der Erlaß wird im Miniſterialblatt der Handels und Gewerbeverwaltung 
veröffentlicht werden. Wegen Beſtellung der zur Verteilung an die nachgeordneten Stellen 
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und Verbände erforderlichen Sonderabdrucke verweiſe ich auf die Runderlaſſe vom 14. No⸗ 
vember 1910 (HMBl. S. 539) bezw. für die Bergbehörden vom 22. Dezember 1910 
(110480) und 25. Mai 1918 (HMBl. S. 210). 
Die Eichungsinſpektoren, Handelsvertretungen und Handwerkskammern haben den 
Erlaß unmittelbar erhalten. 
Im Auftrage. 
Ill 8992. I 10842. von Meyeren. 


An die dem Handelsminiſteriimn unterſtellten Behörden. 


Fachausſchüſſe im Bäckerei⸗ und Konditoreigewerbe. 
Reichsarbeitsminiſterium. Verlin, den 29. März 1919. 

Der 82 der Verordnung vom 2. Dezember 1918 (RGBl. S. 1397) iſt dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß die Fachausſchüſſe für je einen Bezirk und gemeinſam für das Bäckerei⸗ 
und Konditoreigewerbe zu errichten ſind. 

Die Beſtimmung im $ 3 Abſ. 2 Satz 1 wird ſinngemäß fo auszulegen fein, daß 
Perſonen, die Mitglieder von Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerverbänden des Bäckerei⸗ oder 
Konditoreigewerbes oder von ſolchen angeſtellt oder wirtſchaftlich abhängig ſind, nicht Vor⸗ 
ſitzende des Fachausſchuſſes werden dürfen. Ob gleiches auch von Ehrenmitgliedern ſolcher 
Verbände zu gelten hat, wird je nach Lage des einzelnen Falles verſchieden und danach zu 
beurteilen ſein, ob durch die Ehrenmitgliedſchaft ein engeres Band zwiſchen dem Ehrenmitglied 
und dem Verband hergeſtellt iſt. Gar zu ſehr wird man den Kreis der Perſonen, aus denen 
der Vorſitzende zu entnehmen iſt, nicht einengen dürfen, wenn man dem Grfordernis 
der „Sachkunde“ genügen will. 

In Vertretung. 
1 2781. gez. Caspar. 


An den Zentralverband der Bäcker, Konditoren und verwandten Berufsgenoſſen 
Deutſchlands, Hamburg. 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Angeſtellte und Beamte der Krankenkaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 7. Oktober 1919. 

Die auf Grund des § 359 Abſ. 4 RO. erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen und 
Anordnungen, die durch § 10 der Verordnung vom 5. Februar d. J. (Nes Bl. S. 181) 
aufgehoben waren, haben in Anwendung auf diejenigen Kaſſenangeſtellten wieder Geltung 
erlangt, die eine Erklärung gemäß § 8 des Geſetzes vom 28. Juli d. J. (RGS Bl. S. 615) 
über ihren Wiedereintritt in die Beamtenrechte und pflichten oder gemäß § 9 Ab. 1 a. a. O. 
abgegeben haben (vgl. Erlaß vom 16. Auguſt d. J., HM Bl. S. 229). Zu deu hiernach 
wieder in Kraft getretenen Beſtimmungen gehören auch der Erlaß vom 18. Februar 1914 
(HMBl. S. 79) und die auf Grund dieſes Erlaſſes von den Oberverſicherungsämtern 
erlaſſenen Regulative, ſoweit ſie nicht etwa in einzelnen Punkten geſetzlichen Vorſchriften 
widerſprechen. Einer Anderung dieſer Regulative ſtehen grundſätzliche Bedenken nicht entgegen. 

Im Auſtrage, 
III. 9437. gez. von Meyeren. 


An das Oberverſicherungsamt in N. 


Verſicherungsbehörden im Bereiche der Marineverwaltung. 
Berlin, den 4. September 1919. 

Die den zuſtändigen Oberwerftdirektoren für die Betriebskrankenkaſſe der Marine⸗ 
verwaltung mit Erlaß vom 13. Dezember 1912 (B VIIb 7214) übertragenen Aufgaben 
als beſondere Verſicherungsämter ſowie das mit dem gleichen Erlaß errichtete beſondere Ober⸗ 
verſicherungsamt für den Bereich der Marineverwaltung in Berlin werden hiermit aufgehoben. 

In Vertretung des Reichskanzlers. 
(Unterſchrift.) 
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IV. Buch (Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 
Landesverſicherungsanſtalt Rheinprovinz. 
Bekanntmachung. 


Die Leitung der Landesverſicherungsanſtalt Rheinprovinz und die ſtändige Vertretung 
des Landeshauptmanns im Vorſitz dieſer Behörde wurde dem Landesrat Appelius an 
Stelle des in den Ruheſtand tretenden Geh. Regierungsrats, Landesrats Kehl zu Düffeldorf 
übertragen. 


Düſſeldorf, den 24. September 1919. 
Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Rheinprovinz. 
v. Renvers, Landeshauptmann. 


— 


v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Lehrperſonal aus den Abtretungsgebieten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W , den 19. September 1919. 


Durch die Rundverfügung vom 5. September d. J. (SMBl. ©. 260) iſt Ihnen eine 
neue Liſte der zur Verfügung ſtehenden Handels⸗ und Gewerbelehrer und Lehrerinnen 
mit dem Erſuchen überſandk worden, nach Möglichkeit dahin zu wirken, daß freigewordene 
oder neue Stellen in erſter Linie mit den in der Liſte aufgeführten Lehrkräften beſetzt werden. 

Im Anſchluß hieran und an die Ausführungen meines Runderlaſſes vom 28. Februar 
d. J. (HM Bl. S. 60) weiſe ich nochmals darauf hin, daß es vpaterländiſche Pflicht iſt, für 
die Unterbringung der Lehrperſonen, die infolge von Abtretung preußiſcher Gebiete aus 
ihren bisherigen Amtern ſcheiden, mit allen Mitteln zu ſorgen. Die Erfüllung dieſer Auf⸗ 
gabe fällt neben dem Staate vornehmlich den Gemeinden als den regelmäßigen Trägern 
der gewerblichen und kaufmäuniſchen Schulen zu. Die Möglichkeit zur Beſchäftigung dieſer 
Lehrkräfte, die durchweg in treuer Pflichterfüllung dem Deutſchtum wertvolle Dienſte 
geleiſtet haben, wird in weitem Umfange gegeben ſein, wenn die Gemeinden ſich eutſchließen, 
zur Förderung des gewerblichen und kaufmänniſchen Schulweſens in ſtärkerem Maße, als 
es bisher geſchehen iſt, hauptamtliche Lehrperſonen einzuftellen. Hierbei kommen nicht nur 
die größeren Gemeinden in Frage; auch in kleineren Gemeinden iſt in der Regel die Mög- 
lichkeit zur Beſchäftigung einer hauptamtlichen Kraft ſchon dann gegeben, wenn an der 
Fortbildungsſchule mindeſtens 50 Stunden wöchentlich erteilt werden. Den Gemeinden wird 
ſich aber im wohlverſtandenen eigenen Jutereſſe die Verwendung hauptamtlicher Lehrkräfte 
umſo dringlicher empfehlen, als von einer ſolchen Maßnahme eine außerordentlich günſtige 
Beeinfluſſung des geſamten Unterrichtsbetriebhs und darüber hinaus auch eine Förderung 
der Jugendpflege erwartet werden kann. Für eine hauptamtliche Betätigung ſtehen außer 
Lehrperſonen aus den verlorengehenden Gebieten auch noch Abſolventen des Gewerbe⸗ 
lehrerſeminars zur Verfügung, von denen einige gleichfalls in die Liſte aufgenommen ſind. 

Ich erſuche Sie daher wiederholt, ſchleunigſt und mit allem Nachdruck dafür zu 
ſorgen, daß die Gemeinden ſich die Annahme hauptamtlicher Lehrkräfte angelegen ſein 
laſſen und dabei in erſter Reihe die freiwerdenden Lehrperſonen aus den abzutretenden 
Landesteilen ſowie die Abſolventen des Gewerbelehrerſeminars berückſichtigen. Insbeſondere 
wird es auch Aufgabe der Regierungs- und Gewerbeſchulräte ſein, bei jeder ſich bietenden 
Gelegenheit entſprechende Anregungen zu geben. 

Über den Erfolg Ihrer Bemühungen wollen Sie mir nach Ablauf von 3 Monaten 
berichten. Die durch die Rundverfügung vom 5. September d. J. (HMBl. S. 260) an⸗ 
geordneten Mitteilungen an das Landesgewerbeamt haben außerdem zu erfolgen. 

Übereremplare der Liſte find beigefügt. Weitere Exemplare können von der Geheimen 
Regiſtratur IV meines Miniſteriums bezogen werden. 


IV 6405 Ul. Fiſchbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten (mit Ausnahme des Herrn Regierungspräſidenten in 
Poſen) und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Anlage. 


Anlage. 
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— 


der zur Verfügung ſtehenden Handels- und Gewerbelehrer bzw. Lehrerinnen. 


Name 


Schmidt, Peter 


Abel, Hermann 


Rogatz 
Baranowski 
Berger 
Janke, Franz 


Iſing, Joſeph 
Türk, Franz 
Scholz 


Bethge 
Krull 


Seemann 


Flötgen 


Blank 
Jebens, Claus 
Albrecht 


Mathies 
Marx, Eduard 


Hartmann, Otto Gewerbelehrer für das Baugewerbe 


1 


Beruf 
(bisherige Stellung) 


Direktor der kaufmännischen Fort⸗ 
bildungsſchule in Saarbrücken 
Direktor der ſtädtiſchen Handels— 
ſchule und ſtaatl. Fortbildungs- 

ſchulreviſor in Bromberg 
Direktor der ſtädtiſchen Handels— 
und Gewerbeſchule in Gneſen 
| von der Handels- und Gewerbe— 
ſchule in Gneſen 
3. Zt. Volksſchullehrer in Duisburg 


Handelslehrer 


Handelslehrer, z. Zt. Volksſchul⸗ 


lehrer 


Dipl.⸗Handelslehrer an der ſtädti— 
ſchen Handelsſchule in Poſen 


Handelslehrer. 


Wlinſcht Auſtellung in 


im rechtsrheiniſchen 


Gebiet 


Rheinland oder 
Weſtfalen 


11. Handelslehrerinnen. 
Handelslehrerin an der Gewerbe- | Steine Wünſche 


ſchule in Hohenſalza 


Handelslehrerin an der ſtädtiſchen[ Keine Wünſche 


Handelsſchule in Bromberg 
Handelslehrerin an der Gewerbe— 


ſchule in Thorn 


III. Gewerbelehrer. 


Direktor der ſtaatl. Fortbildungs- anderer 
und Gewerbeſchule in Poſen 


Fachlehrer (Maler), ſtaatl. Fort⸗ 
bildungs- und Gewerbeſchule in 


Poſen 


Fachlehrer (Tiſchler), wie vor. 
Gewerbelehrer an der Handels- der Provinz Han⸗ 
und Gewerbeſchule in Gneſen 


Desgl. 


Gewerbelehrer in Liſſa in Poſen 
und Stellmacher⸗ 


(Schmiede⸗ 
klaſſen) 


nover 


Direktor: 
ſtelle oder als Auf— 
ſicht⸗ oder Re— 
viſionsbeamter 


— —— — [mn 


Bemerkungen 
(Anſchriften) 


Saarbrücken, Graf— 
Johann-⸗Str. 23H. 


Duisburg, Mülheimer 
Straße 172. 
Bonn, Nöggerathſtr. 6. 


Cöln, Maternusſtr. 28. 


Hohenſalza, Solbad— 
ſtraße 171. 

Bromberg, Kujawier— 
ſtraße 75111. 


Liſſa in Poſen. 


Neukölln, Erlanger 
Straße 131, 


* 
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Lfd. Beru . ; emerfu 
W | (bisherige RT: a Gch 7 
De ln er ee BE a a m ur Vom ʃ!ñ 55 —‚k: 
8 Burk hard, Gewerbelehrer für das Metall⸗ Charlottenburg, Kleiſt⸗ 
Richard gewerbe ſtraße 151II. 
9 Koſchnitzki, Gewerbelehrer für das Baugewerbe Berent (Weſtpr.). 
William 
10 Schulz, Kurt Desgl. Stolp i. P., Ottoſtr. 12. 
11 [Benning, Herm. | Desgl. Weſeke i. Weſtf. 
12 Schröer, Emil Desgl. 1 Wilhelmshaven, Peter⸗ 
ſtraße 6. 
13 [Friemel, Willi [Gewerbelehrer für das Kunſt⸗ Berlin, Muskauer 
gewerbe Straße 15. 
140 Groß, Heinrich | Desgl. Berlin NW, Stephan⸗ 
ſtraße 5. 
15 Köhler, Arthur [Desgl. Ufhoven b.Langenſalza. 


16 Schmalz, Heinr.] Desgl. Wernersdorf (Weſtpr.). 


Lfd. Name Beruf Wünſcht Anſtellung Bemerkungen 
Nr. (bisherige Stellung) 15 für (Anſchriften) 
170 Warnecke, Gewerbelehrer für das 8 Charlottenburg, 
Heinrich Kunſtgewerbe Königin⸗Luiſe⸗ 
Straße 17 part. 
18] Conrad, Ernit| Desgl. Halle (Saale), 
Streiberſtraße 33, 
| b. Fiſcher. 
19 Kieſe, Auguſt [Gewerbelehrer an der Keine Wünſche Metallgewerbe Metz⸗Nord, Rue de 
techn. Lehrlingsſchule Patrotte 203. 
in Metz 
20] Bur, Theodor | Desgl. Rheinprovinz Desgl. Metz⸗Quenten, 
Eliſenſtr. 51. 
210 Roch, Paul Desgl. Weſt⸗ und Mittel: Holzgewerbe Dresden, Grimma⸗ 
Deutſchland (alle Berufe) iſcheſtr. 34. 
22 Wagner, Haus Desgl. im linksrheini⸗ Nahrungsmittel- Metz, Rue de Ponte 
ſchen Gebiete gewerbe Moreau 2. 


IV. Gewerbelehrerinnen. 


Fachrichtung und bisherige Wünſcht Anſtellung 


Stellung 


Bemerkungen 
(Anſchriften) 


Ba N lei ES, war fs ͤ⁵ö — Äę˙üöʃ — 


Name 


in an einer 


11 Staenımler ſebteitungsvocſteherln an ſelbſtändigen Haushaltungs⸗ und 
der Gewerbeſchule in] Gewerbeſchule oder Pflichtfort- 


Thorn bildungsſchule 
20 Wienhold, Gewerbelehrerin für Mitteldeutſch⸗ Haushaltungs⸗ 
Erika Kochen und Hauswirt⸗] land und Gewerbe⸗ 
ſchaft an der Gewerbe⸗ ſchule 
ſchule in Thorn 
3] Dumwenfee, Desgl. Desgl. Desgl. 
Helene 
4JEckert, Klara | Desgl. Desgl. Desgl. 
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fd. 


Name 


Fachrichtung und bisherige 
Stellung 


Wünſcht Anſtellung 


in 


an einer 


Ziepte, Anna 


Lanz, Marga— 
rete 


7 Selle, Frieda 


8VLettau, Lucia 


Piſtorius, 
Suſanne 


Schmieder, 
Margarete 


Schmieder, 
Martha 


Kloſe, Eliſa— 
beth 


von Heyn, 


Ottilie 
Jenſen, Marie 


Laffert, 
Martha 
Becker, Ida 
Blau, Helene 


Klatt 


Salzmann 


Moritz 


Gewerbelehrerin für 
Schneidern und Putz. 


Desgl. für Kochen und 
Hauswirtſchaft 


Desgl. für einfache und 
feine Handarbeiten und 
Maſchinenähen 

Gewerbelehrerin für 
Kunſtſticken u. Zeichnen 


Desgl. für Wäſcheanferti⸗ 
gung und für einfache 
und feine Haudarbeiten 
ſowie Maſchinenähen 

Leiterin der ſtädtiſchen Ge⸗ 
werbeſchule in Hohen⸗ 
ſalza 

Gewerbelehrerin für feine 
Handarbeiten ſowie Ma⸗ 
ichinenähen an der Ge⸗ 
werbeſchule in Hohen⸗ 
ſalza 

Desgl. an der ſtädtiſchen 
Handels- und Gewerbe⸗ 
ſchule in Gneſen 

Desgl. für Zeichnen 


Desgl. für Wäſcheanfer⸗ 
tigen und Maſchine⸗ 
nähen 

Desgl. für Kochen und 
Hauswirtſchaft 

Desgl. 

Handarbeitslehrerin an 
höheren Mädchenſchulen 
und Gewerbelehrerin an 
der Fortbildungsſchule 
in Mülhauſen i. Elſaß 

Vorſteherin der Handels⸗ 
und Gewerbeſchule für 
Mädchen in Liſſa i. Poſ. 

Gewerbelehrerin für 
Schneidern an der Han⸗ 
dels- und Gewerbeſchule 
für Mädchen in Liſſa 
in Poſen 

Desgl. für Kochen und 
Hauswirtſchaft 


Carl Hebmanno Verlag, Berlin WS. — Gedruckt bei Julius Sitienfeld, Berlin WSB. 


Mitteldeutſch⸗ 
land 


Desgl. 


Desgl. 


Mitteldeutſch⸗ 
land 


Desgl. 


ähnlicher Stelle 


Schleswig⸗ 
Holſtein 


Stettin oder 
Görlitz 


ähnlicher Stelle 


Haushaltungs⸗ 


ſchule oder 
Pflichtfortbil⸗ 
dungsſchule 
Haushaltungs⸗ 
und Gewerbe— 
ſchule 
Desgl. 


Haushaltungs— 
und Gewerbe⸗ 
ſchule 
Desgl. 


und Gewerbe⸗ 


Bemerkungen 


(Anſchriſten) 
I 
* 
0 
Berlin W, Lands⸗ 
huter Str. 7, 
Geh. Studienrat 


Prof. Helmbold 
in Eiſenach, So- 
fienſtraße. 


